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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 62.000

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare,

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler

Ebene.

Kurzzusammenfassung

Der DAV lehnt das geplante Gesetz aus grundsätzlichen Erwägungen ab. Er befürchtet,

dass die Einführung eines Personenkennzeichens für die Erstellung von

Persönlichkeitsprofilen genutzt werden kann. Aus dem Volkszählungsurteil ergibt sich,

dass der einzelne Bürger nicht in seiner ganzen Persönlichkeit registriert und

katalogisiert werden soll. Mit dem Gesetz ist jedoch beabsichtigt, genau hierfür aber die

technischen Voraussetzungen zu schaffen. Es erlaubt sie zwar nicht, es verbietet sie

aber auch nicht ausdrücklich. Die dargestellten Praktikabilitätserwägungen müssen

jedoch unbedingt mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht abgewogen werden. Hier

sieht der DAV im Ergebnis mildere Mittel.

A.

Sachverhalt

Mit dem oben bezeichneten Gesetz möchte die Bundesregierung die bisherige

Steueridentifikationsnummer nach § 139b AO als einheitliche Identifikationsnummer für

insgesamt bislang 51 verschiedene staatlich geführte Register aus verschiedensten

Bereichen der öffentlichen Verwaltung einführen. Sie nennt die Bereiche Inneres,

Justiz, Wirtschaft und Finanzen, Arbeit und Soziales, Gesundheit und Statistik.1

Dadurch soll zum einen verhindert werden, dass Bürger immer wieder bei

verschiedenen Verwaltungsstellen die gleichen Daten angeben müssen. Zum anderen

soll eine redundante Datenhaltung verhindert werden. Darüber hinaus sollen

Dateninkonsistenzen zwischen verschiedenen Registern verhindert werden. Auch ein

1 Regierungsentwurf, S. 81
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aufwandsärmerer Zensus soll dadurch möglich werden. 2 Sachlich wird dafür beim

Bundeszentralamt für Steuern ein Register geführt, dass neben der

Identifikationsnummer, Familienname, frühere Namen, Vorname, ggf. Doktorgrad, Tag

und Ort der Geburt, Geschlecht, Staatsangehörigkeiten, gegenwärtige oder letzte

bekannte Anschrift, Sterbedatum, Tag des Einzugs und des Auszugs, Auskunftssperren

nach dem BMG, Monat und Jahr des letzten Verwaltungskontakts sowie ein

Validitätswert der Daten gespeichert (§ 4 Abs. 2 u. 3 RefE). Die Identifikationsnummer

wird Neugeborenen sofort nach der Geburt zugeteilt.

Die Identifikationsnummer dient dabei sowohl der Zuordnung der Datensätze zu einer

Person als auch dem Abgleich von Datensätzen einer natürlichen Person in

verschiedenen Registern untereinander, soweit eine andere gesetzliche Vorschrift dies

erlaubt (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 RefE). Die oben genannten Daten soll jede

Verwaltungsbehörde auch dazu nutzen, digitale Verwaltungsleistungen nach dem

Online-Zugangsgesetz zu erbringen (§ 6 Abs. 2 RefE).

Sachlich wird damit zum einen zentrale Stelle geschaffen, in der für jeden Bürger

sowohl ein ihn identifizierendes Merkmal als auch eine ganze Reihe weiterer Daten

gespeichert werden, die von den 51 genannten Registern genutzt werden können.

Damit wird außerdem eine technische Basis geschaffen, Daten aller 51 genannten

Register technisch miteinander zu verbinden und so ein umfassendes Bild der zu einer

konkreten Person gespeicherten Daten aus den verschiedenen Lebensbereichen zu

ermöglichen. Eine gesetzliche Erlaubnis dazu enthält das Gesetz nicht – es schafft nur

die technische Möglichkeit, dies zu tun. Wie davon Gebrauch gemacht wird, wird durch

andere Gesetze geregelt.

Bewertung

Aus Sicht des DAV wird mit dem Gesetzentwurf die bisherige

Steueridentifikationsnummer zu einem allgemeinen, über viele Bereiche hinweg

verwendbaren Personenkennzeichen. Zwar werden nicht alle in der öffentlichen

Verwaltung vorhandenen Register vom Gesetz erfasst,3 angesichts der zahlreichen

2 Regierungsentwurf, S. 1f.
3 Es soll davon ca. 220 geben: Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestag, Ausarbeitung zum RefE,
16.9.2020, S. 15
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erfassten Register aus unterschiedlichen Lebensbereichen kann man aber kaum von

einem bloßen auf einzelne Bereiche beschränkten bereichsspezifischen

Personenkennzeichen sprechen. Dieses allgemeine Personenkennzeichen kann

mangels entsprechenden Verbots prinzipiell auch in der Privatwirtschaft verwendet

werden. Der Abgleich der in verschiedenen Registern gespeicherten Daten einer

Person ist darüber hinaus auch ausdrückliches Ziel des Gesetzes. Technisch schafft es

die Voraussetzungen zur Schaffung von Persönlichkeitsprofilen. Es erlaubt sie zwar

nicht, es verbietet sie aber auch nicht ausdrücklich.

Diese Tatsachen und die gesamte Zielrichtung des Gesetzes werfen erhebliche Zweifel

an seiner Verfassungsmäßigkeit auf. Schon im Mikrozensusbeschluss aus dem Jahre

19694 führt das BVerfG unter Berufung auf den Schutz der Menschenwürde aus, dass

es verfassungswidrig sei, wenn der Staat den Menschen zwangsweise in seiner ganzen

Persönlichkeit registriere und katalogisiere. Daraus ist schon in den 70er Jahren das

Verbot eines allgemeinen Personenkennzeichen abgeleitet worden.5 Auch das

Volkszählungsurteil führt aus, dass die Einführung eines solchen allgemeinen

Personenkennzeichens ein entscheidender Schritt sei, den einzelnen Bürger in seiner

ganzen Persönlichkeit zu registrieren und zu katalogisieren.6 Auch dies spricht für die

Verfassungswidrigkeit schon der Einführung eines solchen Personenkennzeichens und

damit auch der Umwandlung der Steueridentifikationsnummer zu einem einheitlichen,

einer bestimmten Person zugeordneten, in zahlreichen Registern verwendeten

Kennzeichens. Dies ist gerade ein entscheidender Schritt, den einzelnen Bürger in

seiner ganzen Persönlichkeit zu registrieren und zu katalogisieren. Dies gilt umso mehr,

als es gerade auch die Absicht des Gesetzes ist, die technischen Voraussetzungen für

eine solche Zusammenführung zu schaffen. Diese sehr berechtigten

verfassungsrechtlichen Zweifel verbieten aus Sicht des DAV die beabsichtigte

Regelung. Sie führt zu großen Gefahren für das Recht der informationellen

Selbstverwaltung und der Selbstbestimmung der einzelnen Bürger.

Die vom Gesetzgeber dargestellten Ziele einer solchen Regelung beschränken sich auf

Praktikabilitätserwägung (Vermeidung von Doppelerhebungen und doppelter Arbeit

beim Bürger). Diese sind in ihrer Gewichtung nicht geeignet, die dargestellten

4 Beschl. V. 16.7.1969 – 1 BvL 19/63, BVerfGE 27, 1 (6)
5 So Rechtsausschuss des BTages in den Beratungen zum Bundesdatenschutzgesetzt 1976, BT-Drs. 7/2577, S. 3
6 BVerfGE 65, 1 (56f.)
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erheblichen Gefahren für Grundrechte der Einzelnen zu begründen. Darüber hinaus

gibt es mildere Mitte. Fachleute empfehlen an Stelle des vom Gesetzgeber gewählten

Mittels ein modernes Identitätsmanagementsystem, mit dem das Ziel des

Gesetzesentwurfs erreicht werde, ohne dass die hier beschriebenen Gefahren

eintreten.7 Auch das in Österreich bereits eingeführten System kryptographisch

sicherer, auf einzelne Lebensbereiche beschränkter bereichsspezifischer Kennzeichen

stellt ein milderes Mittel dar, mit dem das Ziel des Gesetzgebers erreicht werden kann,

ohne dass vergleichbare Gefahren für das Recht auf informationelle Selbstbestimmung

entstehen.8 Die gegen dieses System in der Gesetzesbegründung pauschal genannten

Behauptung, ein solches System sei in der dezentral organisierten deutschen

Verwaltung immens komplex. Aufwand und Nutzen eines solchen Modells stünden in

keinem vertretbaren Verhältnis zueinander, wird zum einen nicht näher belegt und ist

schon deswegen schwerlich nachvollziehbar. Außerdem wird dieser Zusatzaufwand

nicht mit den Gefahren einer einheitlichen Personenidentifizierungsnummer für das

allgemeine Persönlichkeitsrecht abgewogen. Die Ausführungen des Gesetzgebers sind

daher nicht geeignet, die Einführung eines einheitlichen Personenkennzeichens zu

begründen.9

Es geht auch nicht nur um theoretische Gefahren. Es hat sich in der Praxis immer

wieder gezeigt, dass solche technischen Möglichkeiten zur Erstellung von

Persönlichkeitsprofilen insbesondere von den Sicherheitsbehörden auch bei nicht ganz

besonders hohen Gefahren und zweifelhaften Erfolgsaussichten gerne genutzt werden

und ihnen die entsprechenden Befugnisse häufig gesetzlich auch zugebilligt werden.

Der DAV lehnt daher das geplante Gesetz aus grundsätzlichen Erwägungen ab.

7 Gesellschaft für Informatik (GI), Stellungnahme des Fachbereichs Informatik in Recht und öffentlicher Verwaltung
des Präsidiums-Arbeitskreises Datenschutz und IT-Sicherheit zum Referentenentwurf des
Registermodernisierungsgesetzes, S. 2
8 Entschließung der DSK v. 26.08.2020, S. 2; GI (Fn. 7), S. 4
9 Entschließung DSK (Fn. 8) S.2


